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Die Abgeordneten zun Nationalrat 'Dr. Dillersberger um Genossen haben am 

130 Juli 1990 unter der Nr. 6024/J-NR/1990 an mien eine schriftliche 

Anfrage betreffem einen Artikel in der Südtiroler TageszeitullJ 

"Dolaniten" gerientet, welche den folgen:1en Wortlaut hat: 

"Ist Ihnen der Artikel der Südtiroler TageszeitullJ "Dolaniten" von 

19. Juni 1990 über "'lheoretiker des Terrorismus 11 bekannt um wie 

beurteilen Sie die aIBeführten BehauptullJen?" . 

Ich beehre mich, diese Anfrage wie folgt zu' beantworten: 

Der Artikel ist mir bekannt. Der darin einen italienischen Richter 

zugeschriebene Vorwurf einer an:,jeblichen 'maIBelmen Mi tarbei t 

Österreichs" bei der EnnittluIB von Südtirol-Attentaten muß entschieden 

zurückgewiesen werden, da Österreich - sowohl initiativ wie audl sofort 

nadl der italienischerseits erfolgten Bekanntgabe konkreter Hirnleise -

alle im Rahmen der österreidlischen Rech tsordnuIB zulässigen um 

zweckmäßigen Ennittlun:,jen durchgeführt um Italien unverzüglich 

infonniert hat. In diesen ZUsamnenhaIB ist anzumerken, daß maßgebliche 
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italienische Persönlichkeiten die Kooperation österreichischer Behörden 

im Rahnen der "österreichisdl-i talienischen Vereinbarung über die 

ZUsanmenarbei t bei der Bekämpfun:J des Terrorismus, der organisierten 

Krimimlität und des illegalen Suchtgifthandels" auch unter 

ausdrücklicher Bezugnahme auf die EDmittlungen über Südtirol-Attentate 

als ausgezeichnet bezeichnet haben. 

Gleiches gilt auch für die - als historische Spekulation ohnehin nicht 

verif izierbare - Behauptur:g, daß die ZUlassur"g "einiger telefonischer 

Uberwachun:Jen um die Einschleusur:g von polizeispitzeln" durch die 

österreichische Polizei viele Attentate verhindert hätte. Aussagen dieser 

Art verkennen, daß die Zulassun:J telef onischer Uberwachun:Jen in 

österreich zur durch Beschluß unabhängiger Richter erfolgen darf und der 

mit ''Einschleusung von polizeispitzeln" offenbar an:Jesprochende Einsatz 

von agents provocateurs generell unzulässig ist. Ob mit "verschiedene 

Politiker des Landes", die als Wegbereiter und 'Iheoretiker des 

Terrorismus angesehen werden können, österreichische Politiker ganeint 

gewesen sein sollen, geht aus dem Artikel nicht eindeutig hervor. Mir 

sind jedenfalls keilE Inhaber von öffentlichen Funktionen in österreich 

bekannt, auf die eine solche urqualifizierte Behauptung zutreffen könnte. 
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